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Art. 16 §§ 1, 5, Art. 24 § 1, Art. 28 §§ 1, 7, Art. 29 § 1, Art. 30 
und 35 des Abkommens über den Internationalen Eisen­
bahngüterverkehr (SMGS).

1. Die Verjährungsfrist von Schadenersatzforderungen 
nach dem SMGS gegen die Eisenbahn wegen nicht ord­
nungsgemäßer Erfüllung des Frachtvertrags beginnt nach 
Übergabe des Transportguts und des Frachtbriefs. Wird 
der Frachtbrief später als das Transportgut ausgehändigt, 
ist der spätere Zeitpunkt für den Beginn der Verjährungs­
frist maßgeblich.
2. Die Anwendung innerstaatlicher Vorschriften auf Fracht­
verträge, für die das SMGS gilt, ist ausgeschlossen, soweit 
das SMGS selbst Regelungen enthält.
3. Die ordnungsgemäße Reklamation eines Schadensfalls 
nach dem SMGS setzt u. a. voraus, daß ihr eine Tat­
bestandsaufnahme beigefügt ist. Wurde keine Tatbestands­
aufnahme vorgenommen, wirkt sich das ausnahmsweise 
dann nicht nachteilig für den geschädigten Transportkun­
den aus, wenn der Verlust von Transportgut — auch 
seinem Umfang nach — unzweifelhaft ist (hier: auf Grund 
der Eintragung im Frachtbrief, der Bestätigung durch den 
Grenzbahnhof und des Wiegeergebnisses auf dem Bestim­
mungsbahnhof) und von der Eisenbahn nicht bestritten 
wird.
OG, Urteil vom 3. Juni 1982 - 4 OZK 1/82.

Die Verklagte lieferte am 14. Februar 1979 einen mit Alu­
minium aus dem Ausland beladenen Waggon bestim­
mungsgemäß an den Empfänger, den VEB M. in H., ab. 
Ein gemäß Frachtbrief vom 14. Januar 1979 ebenfalls zu 
dieser Lieferung gehörender weiterer Waggon ist in H. 
nicht angekommen.

Mit Schreiben vom 22. Oktober 1979 hat die Klägerin 
bei der Verklagten (Reichsbahn) den Verlust unter Vor­
lage des Frachtbriefs reklamiert und Schadenersatz gefor­
dert.

Mit der Klage vom 22. Mai 1980 hat die Klägerin be­
antragt, die Verklagte zum Schadenersatz in Höhe von 
73119 M zu verurteilen. Während des erstinstanzlichen 
Verfahrens hat sie ihren Antrag auf 47 271,45 M ermäßigt.

Die Verklagte hat Klageabweisung beantragt. Sie hat 
sich auf Verjährung berufen, da die Verjährungsfrist am 
15. Februar 1979 nach Ablieferung des Waggons begonnen 
habe und der Anspruch bei Klageeinreichung verjährt 
gewesen sei.

Das Kreisgericht hat die Verklagte antragsgemäß ver­
urteilt. Es hat dazu im wesentlichen ausgeführt: Nach 
Art. 16 § 1 SMGS sei das Gut mit dem Frachtbrief dem 
Empfänger abzuliefern. Diese einheitliche Übergabe sei 
erforderlich, um den Empfänger in die Lage zu versetzen, 
das Frachtgut entgegenzunehmen und bei festgestellten 
Mängeln oder teilweisem Verlust von der Eisenbahn sofort 
eine Tatbestandsaufnahme anfertigen zu lassen. Im vor­
liegenden Fall habe für den Empfänger erst mit der Aus­
händigung des Frachtbriefs an ihn am 5. März 1979 die 
Möglichkeit bestanden, eine Gewichts- und Zustandskon­
trolle des Gutes insgesamt durchzuführen. Deshalb könne 
die Verjährungsfrist erst von diesem Zeitpunkt an berech­
net werden. Die Verjährung sei demnach erst am 6. Juni 
1980 eingetreten, so daß die Klage fristgemäß erhoben 
worden sei.

Die gegen diese Entscheidung eingelegte Berufung der 
Verklagten hat das Bezirksgericht als offensichtlich unbe­
gründet abgewiesen.

Gegen diesen Beschluß richtet sich der Kassationsantrag 
des Präsidenten des Obersten Gerichts, der Erfolg hatte.

Aus der Begründung:
Den Instanzgerichten ist darin zu folgen, daß es gemäß 
Art. 16 § 1 Satz 1 SMGS zu den wesentlichen Pflichten der 
Eisenbahn gehört, das Transportgut nach Ankunft auf dem 
Bestimmungsbahnhof mit dem Frachtbrief nach Bezah­
lung aller sich aus dem Frachtbrief ergebenden Kosten 
dem Empfänger abzuliefern. Daraus ist jedenfalls für die 
Fälle der hier zu erörternden Art zwingend zu folgern, daß 
unter Ablieferung die Übergabe des Gutes und die Aus­
händigung des Frachtbriefs an den Empfänger zu verste­

hen ist, also auch, daß dann, wenn die Eisenbahn den 
Frachtbrief erst nach Übergabe des Gutes aushändigt, das 
Gut erst zum Zeitpunkt der Aushändigung des Frachtbriefs 
als abgeliefert gilt. Diese Regelung ist erforderlich, um den 
Empfänger in die Lage zu versetzen, das entgegengenom­
mene Frachtgut anhand des Inhalts des Frachtbriefs auf 
Quantität, Qualität oder Verlust zu prüfen und ggf. An­
sprüche wegen Nicht- bzw. nichtgehöriger Erfüllung des 
Frachtvertrags gegenüber der Eisenbahn geltend zu ma­
chen.

Das trifft auch dann zu, wenn der Empfänger — worauf 
die Verklagte im Kassationsverfahren hingewiesen hat — 
Nutzer einer Anschlußbahn ist, wenngleich dafür im Hin­
blick auf die Ablieferung des Gutes an den Empfänger 
anderslautende innerstaatliche Regelungen gelten (z. B. 
nach der АО über die Regelung der Rechtsbeziehungen 
zwischen der Deutschen Reichsbahn und den Anschlußbah­
nen — Allgemeine Bedingungen für Anschlußbahnen — 
ABA - vom 4. Juli 1974 [GBl. I Nr. 38 S. 357]).

Das SMGS eröffnet für die Anwendung innerstaatli­
cher Rechtsvorschriften nur begrenzte Möglichkeiten. Die 
insoweit generelle Regelung des SMGS, die in Art. 35 ent­
halten ist, stellt es darauf ab, daß Regelungen im SMGS 
fehlen. Das ist für die hier zu erörternde Frage nicht der 
Fall. Die Ablieferung des Gutes ist im SMGS eindeutig ge­
regelt. Auch über Art 16 § 5 SMGS können entgegen der 
Auffassung der Verklagten die innerstaatlichen Vorschrif­
ten nicht zur Anwendung kommen. Dort wird im Hinblick 
auf die in diesem Artikel geregelte Ablieferung vielmehr 
nur festgelegt, daß „im übrigen“ die Binnenvorschriften 
anzuwenden sind. Diese Vorschrift zielt in grundsätzlicher 
Übereinstimmung mit dem Anliegen von Art. 35 SMGS 
darauf ab, in Art. 16 SMGS nicht geregelte Fragen der Ab­
lieferung den innerstaatlichen Vorschriften zu unterstel­
len. Sie eröffnet hingegen nicht die Möglichkeit, anstelle 
der Regelungen im SMGS die für innerstaatliche Bezie­
hungen geltenden Rechtsvorschriften anzuwenden.

Daraus, ergibt sich für den vorliegenden Fall, daß für 
den Lauf der Verjährungsfrist der Tag der Aushändigung 
des Frachtbriefs maßgeblich ist. Sie begann demnach am
6. März 1979.

Die Instanzgerichte haben jedoch die Frage, ob die Klä­
gerin vor Klageerhebung am 22. Mai 1980 ordnungsgemäß 
reklamiert hat, nicht geprüft. Dies ist aber im Hinblick 
auf die Verjährung der Ansprüche bzw. darauf, ob die 
Klage zulässig war, bedeutungsvoll (Art. 28 § 1, Art. 29 
§ 1, Art. 30 § 4 SMGS).

Die Geltendmachung von Schadenersatzansprüchen aus 
Frachtverträgen nach dem SMGS wegen teilweisen Ver­
luste des Transportguts hat unter Beachtung der Art. 29 
§ 7 Ziff. 2 und letzter Absatz i. V. m. Art. 24 § 1 Abs. 1 und 2 
SMGS zu erfolgen. Danach sind Reklamationen gegen die 
Eisenbahn unter Vorlage des Frachtbriefs und der Tatbe­
standsaufnahme, die von der Eisenbahn dem Empfänger 
auf dem Bestimmungsbahnhof ausgehändigt worden ist, 
geltend zu machen. Soweit erforderlich, müssen der Re­
klamation darüber hinaus ein Beleg über den Wert des in 
Verlust geratenen Gutes sowie andere Unterlagen beige­
fügt werden, die die Ansprüche begründen. Das ist die 
Rechnung des ausländischen Lieferers bzw. ein bestätigter 
Rechnungsauszug oder die Preisfestsetzung durch eine 
staatlich anerkannte Sachverständigenkommission (vgl. OG, 
Urteil vom 25. Mai 1976 - 2 OZK 2/76 - [OGZ Bd. 15 S. 43; 
NJ 1976, Heft 16, S. 499]; OG, Urteil vom 22. Dezember 1981 
— 4 OZK 1/81 —). Das entspricht auch den in der Literatur 
zum internationalen Eisenbahnfrachtrecht vertretenen Auf­
fassungen (vgl. Kolloch, Abkommen über den Internatio­
nalen Eisenbahn-Güterverkehr — SMGS —, erläuterte Aus­
gabe für die Praxis, Berlin 1959, S. 213 f.).

Bisher ist im Verfahren nicht festgestellt worden, ob 
die Klägerin einen vom Gesetz geforderten Beleg über den 
Wert des in Verlust geratenen Transportguts vorgelegt hat. 
Falls es daran mangelte, hätte jedoch keine ordnungsge­
mäße Reklamation Vorgelegen, so daß der Lauf der Verjäh-


